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Am Montag haben wir den Startschuss für den
Breitbandausbau in Benkel und Narthauen gege-
ben. Gemeinsam mit Bürgermeister Horst Hof-
mann ist es gelungen, das Projekt mit knapp
443.000 Euro aus Bundesmitteln zu fördern.

In einem neuen technischen Verfahren wird das
Breitbandkabel am oberen Teil der Abwasserroh-
re verlegt. Diese innovative Methode sorgt dafür,
dass der Ausbau einfach und zügig erfolgen kann.

146 Haushalte werden davon profitieren und noch
in diesem Jahr sollen sie Internetanschlüsse mit
einer Übertragungsrate von 50 MBit/s bekom-
men.

Das dort realisierte Projekt ist eines von zweien in
Niedersachsen, die als Modellprojekte für den
Breitbandausbau ausgewählt und mit Bundesmit-
teln ausgestattet wurden.

Ich freue mich, dass die dort aktive Bürgerinitiati-
ve beharrlich für ihr Ziel eingetreten ist und es
uns gemeinsam mit dem engagierten Ottersberger
Bürgermeister gelungen ist, den Breitbandausbau
in Benkel und Narthauen voran zu bringen.

Spatenstich für Breitbandausbau
in Ottersberg

Am 13. August jährt sich zum 50. Mal der Bau der
Berliner Mauer, mit der die DDR die Massenflucht
ihrer Bürger brutal unterband und die Teilung
Deutschlands zementierte. Heute, mehr als zwan-
zig Jahre nachdem die Bürger in Ostdeutschland
durch außergewöhnlichen Mut und Einsatz die
SED-Diktatur in die Knie gezwungen haben, wis-
sen junge Menschen oftmals wenig über die Ge-
schichte der DDR. Mancherorts ist überdies ein
nostalgisch geprägter Rückblick entstanden. An
der Umdeutung der SED-Diktatur zum autoritä-
ren Sozialstaat arbeitet insbesondere die Linkspar-
tei intensiv. Bis heute hat die Partei, die in direkter
Nachfolge zur SED steht, sich nicht klar und ein-
deutig von den im Namen des Sozialismus began-
genen Verbrechen distanziert. Im Entwurf ihres
neuen Grundsatzprogrammes zeichnet sie ein
DDR-Bild, das den historischen Tatsachen Hohn
spricht. Als CDU/CSU-Fraktion ist es uns ein
zentrales Anliegen, die Aufarbeitung der Geschich-
te der SED-Diktatur zu verstärken und in diesem
Zusammenhang insbesondere auch Widerstand
und Opposition in der DDR zu würdigen. Aus
diesem Grund haben wir im Rahmen der Fort-
schreibung des Gedenkstättenkonzepts die Aufar-
beitung der SED-Diktatur als neuen Förder-
schwerpunkt eingerichtet. Sichtbarer Ausdruck
unserer Anstrengungen sind etwa die Eröffnung
einer Dauerausstellung zum Thema „Teilung und
Grenze im Alltag der Deutschen“ im Tränenpalast
– der ehemaligen Grenzübergangsstelle am Bahn-
hof Friedrichstraße – im Herbst oder die Novellie-
rung des Stasi-Unterlagengesetzes, das wir bald
abschließend beraten und mit dem wir die Über-
prüfungsmöglichkeiten auf eine Tätigkeit für das
Ministerium für Staatssicherheit der DDR nicht
nur verlängern, sondern auch ausweiten werden.

50. Jahrestag des Mauerbaus
Verklärung der DDR entgegentreten
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Speicherung von CO2

Entlastung der unteren und mittleren Einkommen

Das in zweiter und dritter Lesung
verabschiedete Gesetz zur Demonst-
ration und Anwendung von Techno-
logien zur Abscheidung, zum Trans-
port und zur dauerhaften Speiche-
rung von Kohlendioxid ermöglicht
die weitere Erforschung sowie die
Erprobung und Demonstration der
CCS-Technologien in Deutschland.

McAllister zu verdanken ist, dass die
Länder entscheiden können, ob sie
Gebiete für die Erpobung und De-
monstration der Kohlendioxidspei-
cherung festlegen oder ausschließen
wollen. Ich bin noch skeptisch und
halte die Technologie nicht für weit
genug entwickelt und sehe dort mo-
mentan mehr Risiken als Chancen.

versicherungsbeiträge senken. So
erreichen wir, dass alle Bürgerinnen
und Bürger am Aufschwung teilha-
ben können.

Mit dieser Entscheidung setzt die
christlich-liberale Koalition den
Kurs der steuerlichen Entlastung der
Bürgerinnen und Bürger konsequent
fort: Bereits im Jahr 2010 hatten wir
mit dem Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz das Kindergeld und die
Kinderfreibeträge deutlich angeho-
ben und die Steuerzahler mit über
20 Mrd. Euro entlastet. Durch das
Steuervereinfachungsgesetz, das im
Wesentlichen zum 1.1.2012 in
Kraft tritt, wird zusätzlich zu den
Steuervereinfachungen auch die
Steuerbelastung um rund 600 Mio.

Die christlich-liberale Koalition
wird kleinere und mittlere Einkom-
men zum 1. Januar 2013 steuerlich
entlasten und die kalte Progression
vermindern. Damit sorgen wir da-
für, dass mehr netto vom Bruttoein-
kommen beim Steuerzahler ver-
bleibt. Angesichts der guten wirt-
schaftlichen Entwicklung ergeben
sich aufgrund höherer Wachstums-
werte zusätzliche Handlungsspiel-
räume auf der Einnahmeseite. Die
Koalition wird im Herbst die vor-
handenen Spielräume ausnutzen und
einen Gesetzentwurf vor der end-
gültigen Verabschiedung des Bun-
deshaushaltes 2012 vorlegen. Au-
ßerdem werden wir angesichts der
guten Beschäftigungslage die Sozial-

Euro gesenkt.

Durch die vereinbarte weitere Ent-
lastung zum 1. Januar 2013 entsteht
für die Bürger ein zusätzlicher finan-
zieller Freiraum. Dies ist eine wich-
tige Voraussetzung für mehr Kon-
sum und mehr Investitionen. Die
Binnennachfrage wird gestärkt.
Steuerpolitik ist damit auch Wachs-
tumspolitik.

Gleichzeitig setzt die christlich-
liberale Koalition ihren Konsolidie-
rungskurs fort. Die Schuldenregel
wird eingehalten. Die gute wirt-
schaftliche Entwicklung sorgt dafür,
dass beides möglich ist: Die Sanie-
rung des Bundeshaushalts und die
Entlastung der Bürger.

Das Gesetz dient der Umsetzung
der Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates über die geo-
logische Speicherung von Kohlendi-
oxid in deutsches Recht. Die Zulas-
sung von Kohlendioxidspeichern ist
mengenmäßig und zeitlich begrenzt.
Ich freue mich, dass es dem nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten

Entschädigung von ehemaligen Heimkindern

Der überfraktionelle Antrag
„Opfern von Unrecht und Misshand-
lungen in der Heimerziehung wirk-
sam helfen“ knüpft an die Empfeh-
lungen des Runden Tisches Heimer-
ziehung an, der ein Maßnahmenbün-
del vorschlägt zur Wiedergutma-
chung für ehemalige Heimkinder in

eignet sind, heute noch vorhande-
ne Folgen aus der Zeit der Heim-
unterbringung zu mindern. Ob-
wohl eigentlich primär Kirchen
und Länder hierfür zuständig sind,
wird sich der Bund an einem noch
einzurichtenden Fonds beteiligen.

der Bundesrepublik Deutschland,
die in den Jahren von 1945 bis 1975
Leid und Unrecht erlitten haben.

Als Rehabilitierung werden immate-
rielle Hilfen (Beratung, individuelle
Hilfe, Unterstützung) sowie mate-
rielle Hilfen vorgeschlagen, die ge-


